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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) musste sich einmal
mehr mit beleidigenden Äußerungen im Internet befassen. In der betreffenden
Rechtssache ging es um die Anwendung von Artikel 10 der Europäischen
Menschenrechtskonvention.

Der Beschwerdeführer, ein kroatischer Umweltaktivist, war von einem kroatischen
Gericht wegen Beleidigung eines lokalen Politikers verurteilt worden, weil er ihn in
der Öffentlichkeit als "eine echte Kakerlake" bezeichnet hatte. Der EGMR fand,
dass die strafrechtliche Verurteilung wegen Beleidigung gegen das Recht des
Aktivisten auf freie Meinungsäußerung nach Artikel 10 EMRK verstieß. Der
Gerichtshof berief sich auf die Tatsache, dass die beleidigende Äußerung auf der
Webseite einer lokalen NRO gepostet worden war, die nur einen begrenzten
Einfluss hat, und darüber hinaus ohne das Wissen und die Zustimmung des
Aktivisten veröffentlicht worden war.

Der﻿﻿ Beschwerdeführer, Ranko Bon, ist Vorsitzender eines Regionalverbands der
Grünen Partei in Kroatien. Während einer Round-Table-Veranstaltung, die von
dem Nationalen Umweltforum 2009 im Pressezentrum in Zagreb organisiert
worden war, hatte Bon vor etwa 50 Teilnehmern ein Referat gehalten. Darin hatte
er auf ein Demokratiedefizit in seiner Heimatstadt Motovun hingewiesen, wo alles
"im Dunkeln" entschieden werde, hinter verschlossenen Türen, weit weg von den
Augen der Öffentlichkeit. In diesem Zusammenhang fiel auch die Äußerung, dass
der Bürgermeister von Motovun S.V. sich wie "eine echte Kakerlake" benehme.
Die Rede von Bon wurde ohne sein Wissen aufgezeichnet und ohne seine
Zustimmung auf der Webseite einer Nichtregierungsorganisation veröffentlicht.
Daraufhin verklagte der Politiker Bon wegen Verleumdung und Beleidigung. Das
kroatische Gericht verurteilte den Umweltaktivisten wegen Beleidigung des
Politikers S.V., "vor allem, weil er ihn mit einer Kakerlake verglichen hat." Diese
Äußerung wurde vom Gericht als Angriff auf die Ehre des Politikers und als
Rufschädigung bewertet. Bon wurde zu einer Geldstrafe von 3.500 EUR verurteilt
und musste die Kosten des Verfahrens in Höhe von 130 EUR tragen. Das Urteil
wurde vom Berufungsgericht bestätigt, und das kroatische Verfassungsgericht
wies die Klage als unbegründet ab.﻿

Vor dem EGMR argumentierte Bon, dass seine strafrechtliche Verurteilung einen
Verstoß gegen sein Recht auf freie Meinungsäußerung nach Artikel 10 EMRK
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darstelle. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte konzentriert sich in
seinem Urteil auf die Frage, ob der Eingriff in das Recht des Beschwerdeführers
auf freie Meinungsäußerung als eine Einschränkung gerechtfertigt werden kann,
die in einer demokratischen Gesellschaft unter bestimmten Umständen notwendig
sein kann. Er stellt die Rechtssache als einen Konflikt zwischen konkurrierenden
Rechten dar:dem Recht des Politikers S.V. auf Schutz seines guten Rufs und
seines Rechts auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, das in Artikel 8
EMRK garantiert wird, und dem Recht des Beschwerdeführers auf freie
Meinungsäußerung. In diesem Zusammenhang bewertet der EGMR, ob die
nationalen Gerichte die Kriterien berücksichtigt haben, die in der Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofs zu dem Thema festgelegt wurden, und ob die
Gründe, die ihrem Urteil zugrunde liegen, ausreichend sind, um den Eingriff in das
Recht auf freie Meinungsäußerung zu rechtfertigen. Das Gericht stellte fest, dass
Bon als Umweltaktivist und Vorsitzender eines Regionalverbands einer politischen
Partei einen wissenschaftlichen Vortrag auf einer öffentichen Veranstaltung
gehalten habe, auf der unter anderem über die Art und Weise der lokalen
Umweltpolitik diskutiert wurde. Nach Auffassung des EGMR handelte es sich hier
eindeutig um eine Diskussion von öffentlichem Interesse und um den Gegenstand
einer gesellschaftlichen Debatte. Als Bürgermeister sei S.V. eine Person des
öffentlichen Lebens, von der man eine höhere Toleranzschwelle bei persönlicher
Kritik erwarten könne. Ein weiterer wichtiger Aspekt sei, dass die beleidigende
Äußerung vor einer begrenzten Zahl von Zuhörern mit einem bestimmten
Interesse gefallen sei und dass Bon nicht die Absicht gehabt habe, diesen Vortrag
öffentlich bekannt zu machen. Sein Vortrag sei ohne sein Wissen oder seine
Zustimmung privat aufgezeichnet und auf der Webseite einer lokalen NRO
veröffentlicht worden, die nur von wenigen Nutzern besucht werde. Der
Gerichtshof stellte außerdem fest, dass die nationalen Gerichte sich in ihrer
Analyse auf den Sachverhalt beschränkt hatten, dass Bon den Politiker als eine
"echte Kakerlake" bezeichnet hatte und nicht geprüft haben, ob es sich bei der
Äußerung von Bon möglicherweise um ein Werturteil gehandelt hat, das die
Führung eines Wahrheitsbeweises ausschließt. Die nationalen Gerichte hätten es
auch versäumt, eine angemessene Analyse durchzuführen, um den Kontext zu
bewerten, in dem die beanstandete Äußerung gefallen ist, und haben den
Einwand von Bon zurückgewiesen, dass es sich dabei um eine Metapher
gehandelt habe. Der EGMR stellte fest, dass die Strafe unverhältnismäßig hoch
ausgefallen sei. Bon habe nach seiner Verurteilung eine Eintragung in sein
Führungszeugnis erhalten, und die Geldstrafe in Höhe von 3.500 Euro sei
ebenfalls unverhältnismäßig hoch. Die Strafe hatte auch negative Auswirkungen
auf die politische Karriere des Umweltaktivisten, da er sich nach seiner
Verurteilung von allen politischen Aktivitäten zurückziehen musste. S.V. dagegen
wurde bei den folgenden Gemeinderatswahlen wiedergewählt. Der EGMR stellte
abschließend fest, dass die kroatischen Gerichte keine relevanten und
ausreichenden Begründungen für den Eingriff in das Recht von Bon auf freie
Meinungsäußerung vorgebracht oder die Grundsätze und Kriterien berücksichtigt
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haben , die in der Rechtsprechung des Gerichts für eine Abwägung des Rechts auf
Freiheit der Meinungsäußerung und des Rechts auf Respektierung des
Privatlebens herangezogen werden. Die kroatischen Gerichte, so der EMGR,
haben den ihnen eingeräumten Ermessungsspielraum überschritten und es
versäumt, ein vernünftiges Gleichgewicht zwischen den Maßnahmen zu erzielen,
die das Recht von Bon auf freie Meinungsäußerung einschränken, und dem
legitimen Ziel, das mit dieser Maßnahme verfolgt werde. Daher liege in diesem
Fall ein Verstoß gegen Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention
vor.

Judgment by the European Court of Human Rights, First Section, sitting
as a Committee, in the case of Bon v. Croatia, Application no. 26933/15,
18 March 2021

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-208646

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, Erste Sektion,
Entscheidung im Ausschuss,  in der Rechtssache  Bon gegen Kroatien,  Antrag
Nr. 26933/15, 18. März 2021
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